
Die sozialistische Gesetzlichkeit ist eine notwendige 
Methode der Verwirklichung der Diktatur der Arbeiter­
klasse, sie ist eine enorme schöpferische Kraft bei der 
Festigung und der Entwicklung der sowjetischen Rechts­
ordnung. Für alle Organe des Sowjetstaates, für alle 
Institutionen, Organisationen, Staatsfunktionäre und 
Bürger der UdSSR ist die sozialistische Gesetzlichkeit 
das unbedingte Prinzip ihrer Tätigkeit, ihrer gegenseiti­
gen Beziehungen, denn diese Tätigkeit stützt sich auf 
die Gesetzlichkeit und verläuft auf der Grundlage und 
im Rahmen des Gesetzes.

Der Kampf für die Festigung der sowjetischen 
sozialistischen Gesetzlichkeit wurde von der Kommu­
nistischen Partei und dem Sowjetstaat in allen Etappen 
seiner Entwicklung unablässig durchgeführt.

Bereits in dem vom Zweiten Allrussischen Räte­
kongreß am 7. November 1917 angenommenen Aufruf 
„An die Arbeiter, Soldaten und Bauern!“ war die Auf­
forderung an alle Sowjets enthalten, eine wahrhaft 
revolutionäre Ordnung zu gewährleisten.

In dem Aufruf „An die Bevölkerung“ vom 18. No­
vember 1917 schrieb W. I. L e n i n :

„Genossen, Werktätige! ... Schließt Euch um 
Eure Sowjets zusammen. Festigt sie. Macht Euch 
selbst an die Sache, von unten, ohne irgend jemand 
abzuwarten. Führt die strengste revolutionäre 
Herrschaft ein, unterdrückt schonungslos die Ver­
suche zur Anarchie, die von Trunkenbolden, 
Rowdys, konterrevolutionären Junkern, Kor- 
nilowzen und ähnlichen gemacht werden.“2)

Die am 8. November 1918 angenommene Verordnung 
des VI. Außerordentlichen Allrussischen Kongresses 
der Sowjets „Über die revolutionäre Gesetzlichkeit“ 
rief alle Bürger, alle Staatsorgane und alle Amts­
personen auf, die Gesetze auf das strengste einzu­
halten, was für die weitere Entwicklung und Festigung 
der Macht der Arbeiter und Bauern in Rußland un­
erläßlich ist.

Indem er die besondere Bedeutung der genauen 
Einhaltung der Sowjetgesetze unterstrich, schrieb 
W. I. Lenin im August 1919:

„Die geringste Ungesetzlichkeit, die geringste 
Verletzung der Sowjetordnung ist schon eine 
Lücke, die sofort von den Feinden der Werktätigen 
ausgenutzt wird“3).

In den Beschlüssen des XI. Parteitages (1921) wird 
gesagt, daß die gegenwärtige Aufgabe der Sowjetge­
walt die Einführung strenger Grundsätze einer revolu­
tionären Gesetzlichkeit auf allen Gebieten des Lebens 
ist, daß eine strenge Verantwortlichkeit der Organe 
und Funktionäre des Staates wie auch der Bürger für 
die Verletzung der von der Sowjetgewalt geschaffenen 
Gesetze und der von ihr verteidigten Ordnung Hand 
in Hand gehen muß mit einer Verstärkung der 
Garantien der Persönlichkeit und des Vermögens der 
Bürger.

Im Jahre 1922 schrieb W. I. Lenin in seinem Brief an
J. W. Stalin:

„Es kann nicht eine Kalugaer und eine Kasaner 
Gesetzmäßigkeit geben, sondern es muß eine ein­
heitliche allrussische und sogar eine einheitliche 
Gesetzlichkeit für die gesamte Föderation der 
Sowjetrepubliken sein“.4)

Die Frage der Unerläßlichkeit der Stärkung der 
revolutionären Gesetzlichkeit fand ihren Niederschlag 
in den von dem XIV. Parteitag (April 1925) ange­
nommenen Beschlüssen „Uber den Aufbau der Partei“ 
und „Über die revolutionäre Gesetzlichkeit“.

Das Prinzip der 'Gesetzlichkeit war klar in dem 
Vertrag über die Bildung der Union der SSR, in der 
ersten Verfassung der Union der SSR von 1924 aus­
gedrückt.

Der dritte Kongreß der Sowjets der UdSSR nahm im 
Mai 1925 eine besondere Verordnung „Über die strenge 
Durchführung der revolutionären Gesetzlichkeit“ an.
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Von der strengsten Durchführung der revolutionären 
Gesetzlichkeit sprach auch die Verordnung des Zentra­
len Exekutivkomitees und des Rates der Volks­
kommissare vom 25. Juni 1932 „Uber die revolutionäre 
Gesetzlichkeit“.

Für die weitere Entwicklung und Festigung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit hat die Verfassung der UdSSR 
von 1936 die allergrößte Bedeutung. Die Verfassung 
der UdSSR ist die Grundlage der sozialistischen Ge­
setzlichkeit. Sie hob die Gesetzlichkeit in unserem 
Staat auf eine noch höhere Stufe. Eine große Rolle 
auf dem Gebiet der weiteren Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit kommt denjenigen, die Stabilität 
der Gesetze gewährleistenden Bestimmungen der Ver­
fassung zu, die festlegen, daß die Gesetzgebungsbefug­
nisse ausschließlich in den Händen des Obersten Sowjets 
der UdSSR und in jeder Unions- und autonomen Repu­
blik in den Händen des Obersten Sowjets der betreffen­
den Republik konzentriert wird.

Die Bedeutung der unbedingten Beachtung der Ge­
setze wird in einer Reihe von Artikeln der Verfassung 
der UdSSR unterstrichen: Art. 130 spricht von der 
Pflicht eines jeden Bürgers, die Gesetze zu befolgen; 
Art. 97 erlegt den Sowjets der Deputierten der Werk­
tätigen die Pflicht auf, den Schutz der staatlichen Ord­
nung, die Einhaltung der Gesetze und die Wahrung der 
Rechte der Bürger zu gewährleisten; Art. 113 überträgt 
dem Generalstaatsanwalt der UdSSR die oberste Auf­
sicht über die genaue Durchführung .der' Gesetze durch 
alle Ministerien und die ihnen unterstellten Institutio­
nen, ebenso wie durch die einzelnen Staatsfunktionäre 
und die Bürger; Art. 112 legt das Prinzip fest, wonach 
die Richter unabhängig und nur dem Gesetz unterge­
ordnet sind.

Der Inhalt der sozialistischen Gesetzlichkeit wurde 
in der ersten Phase der Entwicklung des sozialistischen 
Staates von der Hauptaufgabe der damaligen Zeit — «* 
der Aufgabe der Unterdrückung des Widerstandes der 
gestürzten Klassen, der Organisierung der Verteidigung 
des Landes gegen den Überfall der Interventen, der 
Wiederherstellung der Industrie und der Landwirt­
schaft, der Vorbereitung der Bedingungen für die Liqui­
dierung der kapitalistischen Elemente — bestimmt.

Der Inhalt der sozialistischen Gesetzlichkeit in der 
zweiten Entwicklungsphase des sozialistischen Staates 
wird von der Hauptaufgabe dieser Periode bestimmt, 
die in der Organisierung der sozialistischen Wirtschaft 
im ganzen Lande und in der Liquidierung der letzten 
Überreste kapitalistischer Elemente, der Organisierung 
der- kulturellen Revolution, der Organisierung einer 
vollständig modernen Armee für die Verteidigung des 
Landes besteht.

Bei der Bestimmung des Inhalts der sozialistischen 
Gesetzlichkeit sagte J. W. S t a 1 i n im Bericht auf dem 
vereinigten Plenum des Zentralkomitees und der Zen­
tralen Kontrollkommission der KPdSU (B) im Jahre 
1933:

„Die revolutionäre Gesetzlichkeit unserer Zeit ist 
mit ihrer Spitze nicht gegen die Auswüchse des 
Kriegskommunismus, die schon längst nicht mehr 
existieren, sondern gegen Diebe und Schädlinge in 
der gesellschaftlichen Wirtschaft, gegen Rowdys 
und Leute gerichtet, die das gesellschaftliche Eigen­
tum plündern. Die größte Sorge der revolutionären 
Gesetzlichkeit in unserer Zeit gilt folglich dem 
Schutz des gesellschaftlichen Eigentums und nichts 
anderem.“5)

Die unablässige Festigung der Gesetzlichkeit, die 
immer mehr zunehmende Forderung nach einer stren­
gen Einhaltung der sowjetischen Gesetze, eine immer 
größere Unduldsamkeit gegen die Verletzung der Ge­
setzlichkeit charakterisieren die fortschreitende Ent­
wicklung des Sowjetstaates und der sozialistischen Ge­
sellschaft. Hierin liegt eine der Äußerungen der Wirk­
samkeit der objektiven ökonomischen Gesetze des 
Sozialismus und der von ihnen bedingten Gesetzmäßig­
keiten der Entwicklung des sowjetischen Staates und 
Rechts.

Die Einführung der Herrschaft der sozialistischen 
Gesetzlichkeit schafft die günstigsten Bedingungen für
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